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L.
Abschaffung von in Oesterreich nicht heimatberech¬

tigten Personen.
Nach dem Gesetze vom 27 . Juli 1871 , R .- G .-Bl . Nr . 88 , in

Betreff der Regelung der polizeilichen Abschaffung und des Schub¬
wesens , können gemäß ß 2 , Absatz 5 , Personen , welche in dem Gel¬
tungsgebiete dieses Gesetzes nicht heimatberechtigt sind , aus Gründen
der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit aus dem ganzen Geltungs¬
gebiete oder einem bestimmten Teile desselben abgeschafft werden.

Die Beurteilung der Frage , ob der Aufenthalt bestimmter Per¬
sonen mit Rücksicht auf die öffentliche Ordnung oder Sicherheit als
unzulässig zu bezeichnen ist , steht hiebei völlig im freien Ermessen der
mit der Sorge für die öffentliche Ruhe und Ordnung betrauten
Behörden.

Dies hat der Verwaltungsgerichtshof in seiner nachstehend abge¬
druckten Entscheidung vom 20 . April 1921 , Z . 2636 ex 1921/V . G .H .,
auch anerkannt:

Der Berwallungsgerichtshos hat mit Beschluß von heute die am
23 . Februar 1921 eingelangte Beschwerde deS Ire Sieder , Handelsmann in
Wien , gegen die Entscheidung des Landeshauptmannes von Wien vom
26 . Jänner 1921 , M .Abt . 55 , Z . 189/o , betreffend seine, seiner Frau und
seiner zwei ältesten Kinder Abschaffung aus dem Gebiete der Republik nach
Einsicht in die Administrativakten , nach den 3 iit . s und 21 des Gesetzes
vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 ex 1876 , ohne weiteres Verfahren
zurückgewiesen , weil durch Z 2, Absatz 5 , des Gesetzes vom 27 . Juli 1871,
R .- G .-Bl . Nr . 88 , die Abschaffung von Personen , die im Geltungsgebiete dieses
Gesetzes nicht heimalberechttgt sind , völlig , also auch hinsichtlich des Umfanges
der Erhebungen Uber die Umstände , die ihren Aufenthalt im Jnlande unzulässig
erscheinen lasten , dem freien Ermessen der mit der Sorge für die öffentliche
Ruhe und Ordnung betrauten Behörden anheimgegeben ist ; Erhebungen über
die Staatsangehörigkeit des Beschwerdeführers und der ihm in der Staats¬
angehörigkeit folgenden Familienmitglieder anzustellen , hatte aber die Behörde
deshalb keinen Anlaß , weil er noch am 21 . Oktober 1920 , also geraume Zeit
nach dem Eintritte der Wirksamkeit der Bestimmungen des Staatsvertrages
von St . Germain en Lahe seine Erklärung polnischer Staatsangehöriger zu
sein, wiederholt und eine andere Angabe weder in seiner mündlichen , noch in
seiner schriftlichen Berufung gegen das Abschaffungserkenntnis , das mit der
angefochtenen Entscheidung bestätigt wurde , vorgebracht hat.

Auf die erst in der Beschwerde geltend gemachte Einwendung , der Be¬
schwerdeführer habe auf Grund der Bestimmungen des bezeichneten Staats-
Vertrages die österreichische Staatsbürgerschaft durch Option erworben — ob
der Zeitpunkt dieses Erwerbes vor oder nach das Abschaffungserkenntnis fällt,
ist dabei in der Beschwerde nicht angegeben — konnte der Gerichtshof im
Hinblicke auf Z 5 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 nicht eingehen.

10 . — Ueberzählige Wohnräume.
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Mieterschutzverordnung.
8 .

Berechnung der Gasbeleuchtungskosten
Bei der Berechnung der Gasbeleuchtungskosten sind die

Preise nicht nach den schon überholten niedrigen Preisen eines
vorangegangenen Zeitabschnittes , also nicht nach den für diese Zeit
tatsächlich geleisteten Zahlungen , sondern nach den zur Zeit der
Verhandlung vor dem Mietamte geltenden oder mit Sicherheit
wenigstens vorläufig für die Zukunft zu gewärtigenden Preis¬
ansätzen zu berechnen.

Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 30 . Dezember
1920 , Z . 5988/20 , M .Abt . 15, ' Z . 1020/21.

Der Verwalrungsgerichtshof hat über die Beschwerde der
Luise W . und Kamilla F . m Wien gegen die Entscheidung de-:
Metamles für den 14 . Wiener Gemeindebezirk vom 8 . Juli 1920.
Z 181/20 , betreffend das Ausmaß der zulässigen Steigerung de
Mietzinse , dir angefochtene Entscheidung als gesetzlich nicht begründet
aufgehoben.

Entscheidungsgrüwi> e:  Die Beschwerdeführerinnen haben von
der belangten Behörde im Mai 1920 begehrt , eine neuerliche Erhöhung der
Mietzinse in ihrem Hause um 117 Prozent als zulässig zu erklären.

Bei der Verhandlung wurde unter anderem festgestellt , daß sich die Kosten
des Gasbezuges für die dem Hauseigentümer obliegende Stiegenbeleuchtung in
den der Verhandlung bis Ende Mai 1920 vorausgegangenen 12 Monaten
gegenüber dem Jahre 1914 um 689 L 60 ll erhöht hatten . Auf die zuerst
verlangte Berücksichtigung auch der Erhöhung der Auslagen für die dabei ver¬
brauchten Netze und Glühkörper haben die Hauseigentümerinnm laut einer
Angabe in einer amtlichen , von den Streitteilen allerdings nicht unterfertigten
Niederschrift über das Ergebnis der Verhandlung verzichtet ; über das Maß
der Berücksichtigung der Auslagen , die im Vorjahre für Erhaltungsarbeilen
am Hausdache aus Anlaß eines Schadens durch Windsturm aufgewendet
werden mußten , bei der Ermittlung des alljährlichen Erhaltungsaufwandes
waren die Beisitzer des Mietamtes verschiedener Ansicht , indem der eine den
dritten , der andere nur den zehnten Teil dieser Zahlung als den durchschnittlich
in jedem Jahre für die Instandhaltung des Daches erforderlichen Aufwand
gelten lasten wollte . Schließlich einigte sich die Mehrheit des Senates auf
6V» Jahre als die Zeit , auf die diese Kosten zu verteilen seien.

Mil der angefochtenen Entscheidung wurde nach dem Gesamtergebnisse
der Verhandlung das Ausmaß der zulässigen weiteren Erhöhung der Miet¬
zinse gegenüber jenen vom Jahre 1914 mit nur 25 Prozent bestimmt , indem
hiebei

1 . die Auslagen der Beschwerdeführerinnen für den Gasbezug nicht nach
den zur Zeit - er Entscheidung geltenden Preisfestsetzungen der Gemeinde für
d«S von ihr gelieferte Leuchtgas , sondern nach den von den Beschwerdeführerinnen
in den abgelaufenen 12 Monaten — da die Preise für Gas wesentlich geringer
waren — tatsächlich geleisteten Zahlungen der Rechnung zugrunde gelegt;

2 . Auslagen für die Netze und Zylinder zur Stiegenbeleuchtung über¬
haupt nicht berücksichtigt werden und



3 . von dem für Dachdeckerarbeiten in den abgclausenen 12 Monaten
bezahlten Betrage nur der zwischen dem I . Mürz und ' 1. Oktober liegende
Teil von einen 6 ^2 bis 2/ 1, als der im Durchschnitte jedes Jahres wieder¬
kehrende Erhaltungsaufwand angenommen wurde.

Die Beschwerde bringt dagegen vor:
1. Der Aufwand für den Gasbezug sei mit Unrecht nicht nach dem

neuen erhöhten Preise von 5 L für den Kubikmeter , an dessen Herabsetzung
gar nicht gedacht werden könne , sondern nach dem früheren , für die Zeit , in
der die Zinserhöhung gelten soll, gar nicht in Betracht kommenden , weit
geringeren Preise von durchschnittlich 1 X 23 k berechnet worden.

2 . Die Auslagen für die Erneuerung der Beleuchtungskörper seien unter
Zugrundelegung der allgemein anerkannten Erfahrung , daß in jedem Jahre
durchschnittlich für jede Gasflamme vier Netze und zwei Zylinder verbraucht
werden , mit in Abschlag zu bringen gewesen.

3 . Die verrechnet « ! Dachdeckerarbeiten Hütten jenen Umfang nicht über¬
schritten , den sie jedes Jahr erreichen ; der dafür bezahlte Betrag hatte deshalb
voll und nicht bloß mit einem Teilbeträge berücksichtigt werden muffen ; anstatt
eine ganz willkürliche Mittelmeinung anzunehmen , Hütte das Mietamt hierüber
ein Sachverständigengutachten einholen müssen , daß dies unterlassen und der
bezeichnete Vorgang eingeschlagen wurde , bedeutete einen wesentlichen Ver¬
fahrensmangel.

Von diesen Beschwerdepunkten war vorerst der zweite im Hinblick - auf
8 5 des Gesetzes vom 22. Oktober 1875 als unzulässig von der Prüfung durch
den Gerichtshof auszuschließen , der infolge des amtlich festgestellten Rücktrittes
der Beschwerdeführerinnen von der Forderung , daß auch dieser Aufwand be¬
rücksichtigt werde , eine Entscheidung über die Berechtigung dieses Begehrens
nicht gefällt worden ist und die Nichtberückstchtigung dieser Forderung nicht
zum Gegenstände einer Beschwerde gemacht werden kann.

Die Frage , ob die Arbeiten zur Instandhaltung eines Daches bloß den
Umfang der alljährlich notwendigen derlei Arbeiten erreicht oder ob sie den in
mehreren Jahren zusammen nötigen solchen Arbeiten gleichgekommen find,
derart , daß durch ihre Vornahme ein derartiger Aufwand für mehrere folgende
Jahre entbehrlich geworden ist, und falls dieser zweite Fall Vortag , für wie viel
Jahre dies anzunehmen ist, kann allerdings nur aus Grund von Fachbekennt¬
nissen und Erfahrungen beantwortet werden ; der Besitz solcher Erfahrungen
ist aber bei den zur Mitwirkung an den Entscheidungen eines Mietamtes
Berufenen vom Gesetzgeber vorausgesetzt worden.

Dies ergibt sich aus der Bestimmung im dritten Absätze des H 17 der
Mieterschutzverordnung vom 26 . Oktober ! S18 , R .-G .-Bl . Nr . 381 , daß dem
Mietamte die Einvernehmung von Auskunftspersoncn gestattetist;  zu
diesen Auskunftspersonen gehören auch die Sachverständigen ; wenn das Gesetz
die Mietämter bloß berechtigt , aber nicht verpflichtet , Auskunstspersonen einzu¬
vernehmen , so ist damit ausgesprochen , daß den Beteiligten ein verfahrens¬
rechtlicher Anspruch aus die Zuziehung von Sachverständigen nicht zustcht . Es
kann deshalb in der Unterlassung einer solchen Zuziehung ein Berfahrens-
mangel nicht erblickt werden.

Die in Z 2, Z . I , der Mieterschutzverordnung vom 26 . Oktober 1918,
R .-G .-Bl . Nr . 381 , als zulässig erklärte Erhöhung von Mietzinsen nach Maß
gäbe der Erhöhung der regelmäßigen jährlichen Auslagen für Erhaltung und
Verwaltung des Hauses soll den Vermieter davor bewahren , den Ertrag seines
Besitzes nicht nur nicht erhöht , sondern durch eine unvergütete Steigerung
seines unvermeidlichen Aufwandes für dessen Erhaltung und Verwaltung sogar
noch vermindert zu sehen . Soll dieses  Ziel erreicht werden , so muß die
ihm gestattete Erhöhung der Mietzinse auch zeitlich — so weit als möglich —
gleichen Schritt halten mit der Steigerung seines in Rede stehenden Aufwandes.
Es müssen daher der Ermittlung der Höhe der ihm erlaubten Mietzins¬
steigerung seine Erhaltungs - und Verwaltungskosten mit jenem voraussicht¬
lichen , also noch nicht feststehenden , aber doch so genau als möglich zu
berechnenden Betrage zugrunde gelegt werden , den sie in jener — der
Zukunft ungehörigen — Zeit erreichen werden , für die die Mietzinssteigerung
gelten soll . Bei der Berechnung dieses Betrages muß naturgemäß zunächst
von jenen Auslagen ausgegangen werden , die dem Hausbesitzer in der letzten
Zeit schon erwachsen sind , da in der Regel diese Erfahrungsialsachen mit der
verhältnismäßig größten Sicherheit Schlüsse auf die Höhe der künftigen gleich¬
artigen Auslagen zulassen werden . Dort und insoweit aber , als auf andere
Weise mit größerer Sicherheit auf die Höhe dieser Auslagen geschloffen werden
kann , wird diese Ermittlung nicht nach der minder zuverlässigen , sondern nach
der sichereren Erwartung stattfinden müssen . Wird dieser Grundsatz auf die
Frage angewendet , wie der — neben dem Ausmaße  des voraussichtlichen
Gasverbrauches für die Beleuchtung der Stiegen — für den bezüglichen
künftigen Aufwand der Beschwerdeführerinnen maßgebende Preis  des
Leuchtstoffes in die Rechnung einzusetzen ist, so zeigt sich, daß dieser Preis nicht
nach den längst überholten niedrigen Preisen eines vorangegangenen Zeit¬
abschnittes , also nicht nach den für diese Zeit tatsächlich geleisteten Zahlungen,
sondern nach der mit einiger Sicherheit wenigstens vorläufig als auch für die

ukunft , für die die Mietzinssteigerung gelten sollte , noch zu gewärtigenden
reiSfestsetzung zur Zeit der Verhandlung vor dem Mietamte zu berechnen

gewesen wäre . Durch die der angefochtenen Entscheidung zugrunde liegende
abweichende Berechnung ist also in diesem Punkte das Gesetz verletzt worden.

»
Berechnung von Mehrauslagen.

Bei der Berechnung der Mehrauslagen ist von den vor
Kriegsbeginn in Geltung gestandenen Preisen auszugehen ; cs
ist daher unzulässig , wenn bei einem seither erfolgten Wechsel

in der Person des Hauseigentümers nicht die Friedens -,
sondern die im Zeitpunkte des Hauskaufes in Geltung gestan¬
denen Preise zugrundegelegt werden.

Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 22 . Jänner
1921 , Z . 5930/20 , M .Abt . 15 , 1883/21.

Der Berwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des
Ferdinand Sp . gegen die Entscheidung des Mietamtes für den
6 . Bezirk der Stadt Wien , Z . Reg . 243/20 , betreffend eine Miet¬
zinserhöhung , die angefochtene Entscheidung als gesetzlich nicht be¬
gründet aufgehoben.

Entscheidungsgründe:  Der Eigentümer des Hauses Wien,
6. G.-Straße 62, suchte im September 1920 beim Mietamte Wien VI, aus
Grund von ausgewiesenen Mehrauslagen für die Erhaltung und Verwaltung
des Hauses um die Zulüsfigkeitserklärung der Erhöhung des Mietzinses um
80 Prozent an Auf Grund der hierüber am 6. September 1920 durchge-
führten mündlichen Verhantzlung erkannte dos genannte Mietamt mit der
Entscheidung vom 6 . September 1920 , Reg . 243/20 , die zum Februar 1921
vorgenommene Erhöhung der Mietzinse nur bis zum Ausmaße von 30 Prozent
als zulässig . In der Begründung wird darauf hingewi -sen, daß der frühere
Eigentümer das Haus zum Abbruch bestimmt und deshalb selbst notwendige
Herstellungen unterlassen hatte . Der neue Eigentümer aber , der das Haus im
Jahre 1916 käuflich erworben , habe den schlechten Bauzustand bei der Bestim¬
mung des Kaufpreises in Rechnung ziehen müssen , weshalb den ausgewiesenen
Mehrauslagen nicht die Friedenspreise , sondern die im Zeitpunkte des Haus-
kaufes in Geltung gestandenen Preise gegenüberzustellen waren . Die zur Be¬
gründung der Steigerung vorgelegtcn Rechnunzen beträfen teilweise Sturm¬
schäden und einzelne Auslagen seien nicht auf vier , sondern auf sechs Jahre
zu verteilen . Außerdem haben nicht die ganzen rechnungsmäßig nachgewiesenen
Beleuchtungskosten in Anschlag gebracht werden können , weil die Hausbesorgerin
an die Gasleitung auch einen Rechaud angeschloffen und durch vorschritts¬
widriges Absperren der Gasleitung einen beträchtlichen Gasverlust verursacht
hatte . Die von der Hausinhabung eingewendcte Befangenheit des Beisitzers
aus der Mieterschaft als Angestellten einer Mietpartei (Wahlvrrein „Gleichheit " )
wurde zurückgewiesen.

Diese Entscheidung wird in der Beschwerde zuuächst wegen mangelhaften
Verfahrens bekämpft , weil die Ablehnung des Vorsitzenden des Mietsenates
und des Beisitzers aus dem Kreise der Mieter zurückgewiesen wurde , die An-
nähme , daß das Haus zum Abbruche bestimmt gewesen sei und vom Haus¬
eigentümer keine Instandhaltungsarbeiten durchgeführt worden feie» , auf keinen
Feststellungen beruhe und weil die angefochtene Entscheidung nicht erkennen
lasse, welche Mehrauslagm und in welchem Betrage der Berechnung der
Mprozentigen Zinssteigerung zugrundegelegt wurden . Der Beschwerdeführer
wendet sich ferner gegen die Rechtsanschauung der belangten Behörde , daß der
Hauseigentümer den schlechten Bauzustand bei der Bestimmung des Kaufpreises
habe veranschlagen müssen und deshalb nur die zur Zeit der Erwerbung des
Hauses in Geltung gestandenen und nicht die Friedenspreise der Berechnung
der Mehrauslagen zugrundezulegen waren.

Der Berwaltungsgerichtshof hat hierüber nachstehendes erwogen:
Gemäß Z 2 der Micterschutzverordnung ist eine Erhöhung der Mietzinse

samt Nebcngebühren insoweit zulässig , als sie durch die nach Kriegsbegir .n
eingetretene Erhöhung der regelmäßigen jährlichen Auslagen für die Erhaltung
und Verwaltung des Hauses begründet ist. Bei der Berechnung dieser Mehr-
auslageu ist demnack von den vor Kriegsbeginn in Geltung gestandenen
Preisen auszugchen . Von dieser Bestimmung kennt die Mieterschutzverordnung
keine Ausnahme , und zwar insbesondere auch nicht in dem Falle , wenn seit
Kriegsbeginn in der Person des Hauseigentümers ein Wechsel eingetreten ist.
Die belangte Behörde glaubt für den letzteren Fall ihre gegenteilige Anschauung
darauf stützen zu können , daß der neue Hauseigentümer die Kosten der von
ihm auszusührenden Jnstandhaltungsarbeiten bei der . Bestimmung des Kauf¬
preises habe in Anschlag bringen müssen . Allein die Mieterschutzverordnung
bietet weder für eine solche Annahme , noch für di - Unterscheidung , ob ein
Käufer dies- Kosten tatsächlich in Anschlag gebrachl habe oder nicht , irgend
einen Anhaltspunkt , da sie ausnahmslos nur die Friedenspreise als Vergleichs-
grundlagc gelten läßt . Die belangte Behörde hat demnach , von einer irrigen
Rechtsanschauung ausgehend , diese iür die Zinssteigerung in Betracht kommen-
den Mehrauslagen aus einer der Mieterschutzverordnung nicht entsprechenden
Grundlage berechnet , weshalb schon aus diesem Grunde mit der Aufhebung
der angefochtenen Entscheidung gemäß 8 7 vorgegangen werden mußte . Hie¬
durch entfiel die Notwendigkeit , auf die weiteren Einwendungen der Beschwerde,
insbesondere aber auf die Frage einzugehen , ob die Begründung der ange¬
fochtenen Entscheidung erkennen läßt , welche ziffermäßigen Beträge der geltend
gemachten Mehrauslagen im einzelnen als anrechenbar erkannt wurden.

Wohnungsanforderung
4.

Verabreichung von Getränken und Speisen in
Wohnungen.

1. Die Verabreichung von Getränken und Speisen in der
Wohnung in Erwerbsabsicht gegen Entgelt ohne Konzession ist
eine Uebertretung der Gewerbeordnung , somit eine unerlaubte
Handlung und rechtfertigt daher eine Wohnungsanforderung.
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2. Mitwissenschaft des Wohnungsinhabers an der unerlaubten
Handlung bildet keine Voraussetzung der Zulässigkeit einer
Wohnungsanforderung gemäß Z 4, Punkt 60 , der Anforderungs-
Verordnung.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 25 . Jänner 1921,
Z 450/21 , M .Abt . 15 , 2362/21.

Der Bcrwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde der Her¬
mine H . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes Hl der
Stadt Wien vom 9 . März 1920 , Z 27/11/20 , betreffend eine
Wohnungsanforderung , die Beschwerde als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe : Bei den Akten lieg ! eine polizeiliche
Meldung vom 2. Dezember 1919 , welche berichtet:

In der Wohnung der Beschwerdeführerin 3./2 , H .-Gasse 4 , 2 . Stock,
Nr . 5 , wurde in der Nacht vom 1 auf den 2 . Dezember 1919 ein Zech¬
gelage veranstaltet , bei dem der Sohn Richard der Beschwerdeführerin nach
Angabe der Gäste für eine Flasche Wein , angeblich Marke Kleinoschegg Derby
Sekt , sich 150 L und für eine ganz kleine Portion Wurst sich 20 L zahlen
ließ . Beim Eintritt der Polizciorgane , beiläufig um ' /«2 Uhr nachts , spielte
dort eine aus 4 Personen begehende Zigcnmrmusik . anwesend waren noch
17 Männer und 5 Frauen . Beiläufig 100 leere Weinflaschen wurden vor¬
gefunden . Die Wohnungsinhaberin war nicht anwesend und hat nach Angabe
ihres Sohnes bei Verwandten geschlafen . Die Wohnung wird schon seit zirka
drei Wochen zu nächtlichen Zechgelagen verwendet und ist auch die Haus¬
besorgerin Franziska D . damit einverstanden.

Nach Erstattung dieser Anzeige wurde die Wohnung der Beschwerde¬
führerin mittels Bescheides des Wohnungsamtes der Stadl Wien vom
31 . Dezember 1919 auf Grund des Z 4 , Punkt 6 , lit . o der Kundmachung
der niederLsterreichischen Landesregierung vom 3(VJuni 1919 , L.-G .- Bl . Nr . 160,
angefordrrt . In ihrem Einsprüche machte Beschwerdeführerin lediglich geltend,
daß sie deutschösterreichische Staatsbürgerin sei, keine andere Wohnung
bekommen könne und daß das am 2. Dezember von den Polizciorgane !! fest,
gestellte Gelage zur Feier des Geburtstages ihres Sohnes in ihrer Abwesenheit
stattgefunden habe . Die Wohnung sei, weil in einem dem Staate gehörigen
Hause befindlich , kein Gegenstand einer zulässigen Anforderung . Zufolge zweier
Amtsvermerke vom 1. März hat Franziska D ., die Hausbesorgerin des Hauses
in chcm sich die Wohnung der Beschwerdeführerin befindet , vor dem Mietamte
angegeben , daß zweimal , und zwar am 28 . November und am 2 . Dezember 1919,
anläßlich des Geburtstages des Sohnes der Beschwerdeführerin , Zusammenkünfte
in der Wohnung , einmal von 10 , das zweitem «! von 25 Personen stattfanden , es
liege indessen die Annahme nahe , daß nicht lauter Bekannte anwesend waren,
weil einem Herrn Musiker der Hut abhanden gekommen sei. Noch dem Amts¬
vermerke erklärte Beschwerdeführerin , daß nur zweimal Familienfeste in der
Wohnung abgehalten wurden.

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde der Einspruch der Beschwerde¬
führerin verworfen , weil die Tatsache der Verwendung der angeforderten
Wohnung zu unerlaubten Zwecken nicht entkräftet worden fei.

Die Beschwerdeführerin macht geltend : I . das durchzeführte Verfahren
sei mangelhaft , weil

a) über die Verhandlung vor dem Mietamte kein Protokoll geführt
wurde,

b) aus dem Erkenntnisse nicht ersichtlich sei, ob daS belangte Mietamt
die Mitwissenschaft der Beschwerdeführerin in Betreff der unerlaubten Ver¬
wendung angenommen habe,

o) der der Anforderung zugrunde liegende Tatbestand aus dem Erkenntnisse
überhaupt nicht ersichtlich sei.

II . Es liege unrichtige Beurteilung des Gesetzes vor , weil die Ver¬
wendung einer Wohnung für Zechgelage den Tatbestand einer unerlaubten
Verwendung nicht begründe.

Der Gerichtshof hat erwogen:
sä 1. Die Beschwerdeführerin hat weder im Berwaltungsverfahren , noch

auch in der verwaltungsgerichtlichen Beschwerde behauptet , daß ihr der der
Anforderung zugrundeliegende Tatbestand nicht bekannt oder daß er unrichtig
sei, sie hat sich lediglich darauf beschränkt , auszuführen , daß sie keinerlei
Schuld an jener Verwendung ihrer Wohnung treffe , die den Rechtsgrund
für die Anforderung abgegeben hat . Es geht ferner aus der verwaltungs-
gcrichtlichen Beschwerde ganz deutlich hervor , daß die Beschwerdeführerin sich
vollständig darüber im klaren ist, daß auch der angefochtenen Entscheidung
derjenige Tatbestand zugrunde liegt , der in der polizeilichen Anzeige dargestellt
wird . Es kann darum , wenn selbst die von der Beschwerdeführerin unter la)
und «) gerügten Mängel des Verfahrens als solche anerkannt werden müßten,
nicht davon die Rede sein, daß sie nachteilig auf die Rechtsverteidigung der
Beschwerdeführerin eingewirkt hätten , somit im Sinne des Z 6 des Ber-
wallungsgerichtshofgeseyes wesentliche gewesen feien.

aci II . Aus dem der angefochtenen Entscheidung zugrunde liegenden
aktenmäßigen Tatbestände geht aber hervor , daß in der Wohnung der
Beschwerdeführerin wiederholt und regelmäßig im größeren Umfang Getränke
und Speisen in Erwerbsadsicht gegen Entgelt verabreicht wurden , womit
unbefugt , nämlich ohne Konzession , das Gast - und Schankgewerbe ausgeüdt
worden sei, worin eine Uebertrelung der Gewerbeordnung im Ginne des
Z 132 , lit . a , der Gewrrbegesetznovelle , somit eine unerlaubte Handlung gelegen
ist. Dle Mitwissenschaft des Wohnungsinhabers an der unerlaubten Handlung
bildet nach § 4 , Punkt 8 , lit . e der Kundmachung der niederösterreichischen
Landesregierung keine Voraussetzung der Zulässigkeit ihrer Anforderung aus
dem Grunde einer solchen Verwendung , weshalb auch der von der Beschwerde¬

führerin gerügte Mangel des Verfahrens durch Unterlassung der Erhebung
über ihre Mitwissenschaft nicht vorhanden ist.

Die Beschwerde mußte als unbegründet abgewiesen werden.

5.
Schon die Verlautbarung der Magistratskuud-

machung vom 15 . Juli 1S2 « gilt als Anforderung.
Es unterliegt keinem Zweifel , daß schon durch die Ver¬

lautbarung der Magistratskundmachung vom 15 . Juli 1920,
Z . 4666/20 , die Anforderung aller darin bezeichneten Wohnungen
als erfolgt zu gelten hat , so daß eine besondere Zustellung von
Einzelanforderungsbescheiden oder auch nur der allgemeinen
Verfügung , an die einzelnen davon Betroffenen , kein Erfordernis
für die Giltigkeit und Wirksamkeit der Anforderung gegenüber
den Einzelnen bildet.

Die Aufforderung zur Räumung der durch die Kundmachung
angeforderten Wohnung , im einzelnen Falle , stellt sich als die
Verfügung eines städtischen Wohnungskommisfärs dar , das ist
einer Amtsstelle des Wiener Magistrates , die dieser in seinem
Wirkungskreise als politische Bezirksbehörde im Zuge des Ver¬
fahrens , zur Zwangsvollstreckung einer Wohnungsanforderung
im Sinne der kaiserlichen Verordnung vom 20 . April 1854,
R .-G .-Bl . Nr . 96 , und zwar insbesondere der 4 und 5
dieser Verordnung getroffen hat.

Aus diesem Grunde unterliegen die Bescheide des Wohnungs-
kommissärs auf Räumung nicht der Ueberprüfrng des Mietamtes
und es liegt daher für das Mietamt keine Veranlassung vor,
über Einsprüche gegen Anforderungen , die durch die zitierte Kund¬
machung erfolgen , eine Verhandlung durchzuführen , so daß die
u limine Abweisung des Einspruches seitens des Mietamtes ge-
rechtferigt erscheint.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 5 . Februar 1921,
Z . 699 , M .Abt . 15 , 2624.

Der Verwaltungsgerichtshof hat die Beschwerde des Isaak K . in
Wien gegen die Entscheidung des Mietmntes IV der Stadt Wien vom
1. Dezember 1920 , Z . 349 , betreffend die Zurückweisung seines Ein¬
spruches gegen die Anforderung einer Wohnung , als unbegründet ab¬
gewiesen.

Entjcheidungsgründe:  Das Wohnungs - und Siedlungsamt der
Stadt Wien hat am 6. August 1920 durch den Wohnungskommifsär für den
4 Gemeindcbezirk den Beschwerdeführer aufmerksam gemacht , daß seine Wohnung
zufolge der auf Grund des mit Kundmachung der niederösterreichischen Landes¬
regierung vom 80 . Juni 1920 , L.-G .-Bl . Nr . 855 , abgeänderten Z 20 der
Kundmachung dieser Landesregierung vom 30 . Juni 1919 , L -G .-Bl . Nr . 160,
vom Wiener Magistrate am 15 . Juli 1920 unter Z . 4666 erlassenen , durch
Anschlag öffentlich kundgemachten allgemeinen Anordnungen angefordert gelte
und ihn deshalb angewiesen , die Wohnung sofort zu räumen . Schon am nächst¬
folgenden Tage brachte der Beschwerdeführer darauf beim Wohnungsamte eine
als „ Vorstellung gegen dieses Anforderungserkenntnis , beziehungsweise Berich-
tigung " bezeichnet ? Eingabe ein , worin , er unter Berufung darauf , daß ihm
die Wiener Polizcidirektion am 80 . Juli 1920 eine sechsmonatliche Fortsetzung
feines Aufenthaltes in Wien gestatte ! habe und daß sonach bei ihm jene Vor¬
aussetzungen nicht gegeben seien , an die die Wirksamkeit der in jenen Kund¬
machungen ausgesprochenen Wohnurgsanforderung gebunden sei sowie unter
Bestreitung der Giltigkeit der Kundmachungen die Außerkraftsetzung dieses als
„Anforderungserkenntnis " bezeichneten Bescheides begehrte . Nach Feststellung
der Tatsache , daß die Polizeidirektion die erwähnte Aufenthaltsbewilligung
widerrufen und daß auch die niederösterreichische Landesregierung ihm eine Be¬
willigung zur Verlängerung des Aufenthaltes nicht gewährt hat , hat das be¬
langte Mietamt die bezeichnete Eingabe , ohne hierüber eine Verhandlung ab-
zuhalten , als Einspruch gegen die Anforderung der Wohnung , die mit der
Magistratskundmachung vom ! 5 . Juli 1920 erfolgt und in Rechtskraft getreten
sei, deshalb als unzulässig zurückgewiesen und hiebei bemerkt , daß der ange-
fochtene Bescheid nur eine Maßregel zum Vollzüge der rechtskräftigen Wohnungs-
ansorderung sei. Diese Entscheidung wird unter Hinweis auf die erwähnte,
angeblich noch bis Ende Jänner 1921 gütige Aufenthaltsbewilligung sowie
auch mit der Behauptung als gesetzwidrig bekämpft , daß das Mietamt ver¬
pflichtet gewesen sei, auf die Eingabe als Einspruch gegen die Anforderung der
Wohnung einzugehen und in der Sache selbst zu entscheiden , auch sei das Ver-
fahren mit wesentlichen Mängeln behaftet ; als solche werden vorgebracht , daß
keine mündliche Verhandlung über den erwähnten Einspruch durchgeführt , dann
daß in der Entscheidung die Frist nicht bestimmt wurde , binnen welcher die
Räumung der Wohnung erfolgen muß.

Der Gerichtshof mußte bei seiner Entscheidung davon ausgehen , laß
beide Streitteile darüber einig sind , daß die Eingabe des Beschwerdeführers,
mit der er die Mahnung des Wohnungskommisfärs vom 6 . August 1920
beantwortete , als Einspruch gegen die Anforderung seiner Wohnung zu be-
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handeln war . Bei einer solchen Auffassung dieser Eingabe handelt es sich dann
nur mehr darum , ob diese Anforderung als schon mit der bezeichneten allge-
meinen Verfügung des Wiener Magistrates vom 15 . Juli 1920 , Z . 4686,
ungeachtet diese dem Beschwerdeführer nicht eigens zugestellt worden ist, oder
als erst mit jenem dem Beschwerdeführer zugestellten Bescheide des Wohnungs-
kommiüärs erfolgt anzuseben ist.

Diese Frage ist durch die Kundmachung des MaaistrateS , wie sie aus
Grund de« mit der Kundmachung der niederösterreichischen Landesregierung
vom IO. Juni 1920 , L -G .-Bl . Nr . 385 , in deren Kundmachuna vom 30 . Juni
1919 , L.-G .-Bl . Nr . 160 , eingeschalteten 8 4 ck erlassen , eindeutig beantwortet.
Weder nach dem Wortlaute — es heißt nickt , daß die Wohnungen angefordert
werden sollen,  sondern : Daß mit dem Tage der Verlautbarung der Kund¬
machung des Magistrates die Wohnungen als anaefordertzu gelten
haben — noch nach der deutlich erkennbaren Absicht der Landesregierung
kann daran gezweifelt werden , daß schon durch die dort in Aussicht genommenen
Verlautbarungen die Anforderung aller darin bezeichneten Wohnungen als er¬
folgt gelten soll, so daß eine besondere Zustellung von Einzelanforderungs-
bescheiden oder auch nur der allgemeinen Verfügung an die einzelnen davon
Betroffenen kein  Erfordernis für die Giltigkeit und Wirksamkeit der Anfor¬
derung gegenüber dem Einzelnen bildet . Auf diese Weise ist allerdings in allen
Füllen , in denen sich ein Zweifel darüber ergeben kann , ob die Voraussetzungen
für die Anwendbarkeit der allgemeinen Anforderungsverfügungen aus eine be¬
stimmte Wobnung vorliegen oder nicht und ob deshalb diese Wohnung giltig
angefordert sei oder nicht , die Klarstellung dieser Frage - abweichend von
den sonst allgemeinen Verfahrensregeln — aus dem Anforderungs¬
verfahren  des Wohnungsamtes völlig ausgeschaltet . Da der Beschwerde¬
führer innerhalb der im Z 18 der Kundmachung der Landesregierung vom
30 . Jnni 1918 bezeichneten Einspruchsfrist nach der am 15 . Juli 1920 er¬
folgten allgemeinen Verlautbarung der erwähnten magistratischen Kundmachung
einen Einspruch an das Mietamt nicht eingebracht hat , kann die Frage uner-
örtert bleiben , ob nach den Bestimmungen des neuen 8 4ä der maßgebenden
Vorschrift ein Einspruch gegen die darin vorgesehenen Wohnungsanforderungen
überhaupt zulässig ist, ob also die Mietämter überhaupt durch derartige Ein¬
sprüche in die Lage gesetzt werden können , auf eine sachliche Prüfung der Frage
einzugehen , ob im einzelnen Falle eine bestimmte Wohnung nach jenen Be-
Kimmungen als angefordert zu gelten hat . Im vorliegenden Falle lag aber die
Verfügung eines städtischen Wobnungskommissärs vor , das ist einer Amtsstclle
des Wiener Magistrates , die dieser in seinem Wirkungskreise als politische
Bezirksbehörde im Zuge eines Verfahrens zur Zwangsvollstreckung einer
Wohnungsanforderung im Sinne der kaiserlichen Verordnung vom 20 . Avril
1854 , R .-G .-Bl . Nr . 96 , und zwar insbesondere der ZZ 4 und 5 dieser Ver¬
ordnung getroffen hatte . X

Wird dies erwogen , so zeigt sich, daß im vorliegenden Falle das Miet¬
amt den am 7. August 1920 eingebrachten Einspruch gegen eine Wohnungs¬
anforderung , die es als bereits am 15 . Juli 1920 erfolgt ansah , während es
in dem Bescheide des Wohnungskommifsärs nicht eine selbständige zweite solche
Anforderung , sondern nur eine zum Vollzugsverfahren gehörige Mahnung
erblickte, mit Rücksicht darauf , daß jene Anforderung jedenfalls seiner Heber-
vrüfung nicht mehr oder überhaupt nicht unterlag , mit Recht als unzulässiig
zurückgewiesen bat , ohne auf die sachlichen Einwendungen gegen die Anwend¬
barkeit der erwähnten Kundmachung auf die Wohnung des Beschwerdeführers
einzugehen . Wegen dieser Unzulässigkeit einer Prüfung der Gesetzlichkeit der
Anforderung war auch dem Mielamte kein Anlaß gegeben , über die - wenn
sie als Einspruch anzusehen war — unzulässige Eingabe des Beschwerdeführers
eine Verhandlung durchzuführen.

«
Verfahrens »« angel aus Nichtberiicksichtigung einer

Einwendung der Partei.
Es begründet einen Verfahrensmangel , wenn einer Ein¬

wendung der Partei gegen das Vorhandensein des Anforderungs¬
grundes keine Beachtung geschenkt und darüber keine Erhebungen
unter Wahrung des Parteiengehörs über das Ergebnis gepflogen
werden.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 11 . Jänner 1921,
Z . 4802/20 , M .Abt . 15 . 1343/21.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des
Franz B . fun . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes XI
der Stadt Wien vom 17 . Juli 1920 , Z . 1026 . 11/20 , betreffend
eine Wohnungsanfordcrung , die angefochtene Entscheidung wegen
mangelhaften Verfahrens aufgehoben.

Entscheidungsgründe:  Der Beschwerdeführer hat gegen die auf
8 4 , Punkt 3 , und ß 4 , Punkt 1 der Kundmachung der niederösterreichischen
Landesregierung vom 30 . Juni 1919 , Landesgesetzblatt Nr . 160 , gestützte An¬
forderung der Wohnung Tür Nr . 2/3 in seinem Hause 11 . S .-Straße 105,
schon im Einsprüche geltend gemacht , daß er diese Wohnung sofort , nachdem
sie von ihrem Mieter verlassen worden sei, mit seinem Dienstpersonal habe
belegen lassen , da ihm dieses schon vorher mit Kündigung und Anzeige bedroht
habe , wenn es nicht anders als in der bisherigen sanitätswidrigen Weise
untergebracht würde . Mit der angefochtenen Entscheidung wurde der Einspruch
unter Berufung auf 8 4 , Punkt 1 der Kundmachung verworfen , weil die für
die Anforderung geltend gemachten Gründe tatsächlich vorhanden seien, die

bisherigen Schlafräume des Personales des Beschwerdeführers seit Jahren für
diesen Zweck verwendet wurden und laut des Gutachtens des Amtsarztes im
Hinblicke auf die gegenwärtigen Wohnverhältnisse auch weiterhin für diesen
«weck verwendbar seien.

Der Gerichtshof hat einen wesentlichen Mangel des Verfahrens dann
erblickt, daß die belangte Behörde der Einwendung des Beschwerdeführers , die
anaeforderte Wohnung sei im Zeitpunkte der Anforderung gar nicht leer , viel-
mehr von seinem Personale bewohnt gewesen , trotzdem damit daS Borwalten
deS in der angefochtenen Entscheidung allein als zutreffend angenommenen
Anforderungsgrundes unter Angabe bestimmter entgegenstehender Tatsachen
bestritten wurde , gar keine Beachtung geschenkt und darüber keine Erhebungen
unter Gewährung des Parteiengehörs über deren Ergebnis gepflogen hat.

Wegen dieses Mangels erfolgt die Behebung der angefochtenen Ent¬
scheidung gemäß 8 6 des Verwaltungsgerichishofgesetzes.

7 .
Uebertraguug von Mietrechten.

Wer seine Mietrechte einem anderen überträgt , ohne daß
der Hauseigentümer sein Einverständnis damit erklärt hätte , '
bleibt bis zur Auflösung seines Mietvertrages mit dem Haus¬
eigentümer Mieter der Wohnung mit allen Rechten und Pflichten
eines solchen und fein Vertragsverhältnis zum Uebernehmer der
Wohnung kann nur das der Untermiete sein.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 22 . Jänner 1921,
Z . 5211/20 , M .Abt . 15 . 1637/21.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des Philipp
B . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes für den 2 . Bezirk
der Stadt Wien vom 30 September 1920 , Z . II 2017/20,
betreffend eine Wohnungsanforderung , die Beschwerde als unbegründet
abgewiesen.

Entscheidungsgründe:  Das Wohnungsamt der Stadt Wien
hat mit Beschluß vom 8. August 1920 die vom Beschwerdeführer in dem
Hause Wien , 2 . T .-Straße '24 , Tür 17 , gemi -iet - Wohnung gemäß 8 4,
Punkt 6 a der Kundmachung der niederösterreichischen Landesregierung vom
80 . Juni 1919 , Z . 160 Landesgesetzblatt , angefordert , weil festgestellt sei, daß
der Wohnungsinbaber sie gegen einen hohen Ablösungsbetrag in Untermiete
zu geben beabsichtigte . Dem vom Wohnungsinhaber dagegen erhobenen Ein¬
spruch gab daS Wohnungsamt Wien 2 nach durchgeführter Verhandlung keine
Folge , weil aus der Aussage der vernommenen Zeugen , aus dem vom
Wohnungsinhaber unterschriebenen Vertrage und aus dem Umstande , daß bis
zur Anforderung eine Befragung des Hauseigentümers wegen der Unter-
vermietung nicht erfolgt war , die Absicht des Inhabers der Wohnung , diese
in Untermiete zu geben , klar hervorgehe.

Diese Entscheidung wird in der Beschwerde als gesetzwidrig bekämpft,
weil der Beschwerdeführer nur die Absicht hatte , die Wohnung samt Einrichtung
und Mieirechten zu verkaufen , und weil in diesem Falle alle rechtlichen Be¬
ziehungen zu dem Vermieter gelöst worden wären , so daß der neue Mieter sich
mit diesem wegen Abschlusses eines neuen Mietvertrages hätte ins Einver¬
nehmen setzen müssen.

Der VerwaltungSgerichtshof gelangte aus nachstehenden Erwägungen zur
Abweisung der Beschwerde:

Den BerhandlungSschriften liegt nachstehende , vom Beschwerdeführer
gefertigte schriftliche Erklärung bei : „Ich verkaufe an Herrn Dr . Anton St.
meine Wohnung samt Möbeln und Mietrechten um den Betrag von 550 .000 L
und verbleibe bis zur Aufnahme des Inventars Herrn Dr . St . im Worte.
Provision - frei , Wien , am 3 , August 1920 . " Aus dieser Erklärung , die vom
selben Tage datiert ist, an dem die Anforderung erfolgte , geht mit aller
Deutlichkeit hervor , daß der Beschwerdeführer seine Mietrechtc an der ange-
forderten Wohnung an eine dritte Person zu übertragen beabsichtigte . Da er
hiebei ganz selbständig kraft seiner ihm als Mieter zustehenden Rechte vorging
und selbst nicht behauptet , daß auch der Hauseigentümer dieser Verabredung
beigezogen worden wäre und seine Bereitwilligkeit geäußert hatte , mit dem
Uebernehmer der Wohnung in ein unmittelbares BertragSverhältniS zu treten,
so wäre hiedurch keineswegs , wie in der Beschwerde geltend gemacht wird , sein
Vertrag - Verhältnis zum Vermieter erloschen . Wäre somit im Falle des Ab¬
schlusses eines der vorbezeichneten Erklärung entsprechenden Vertrages der
Beschwerdeführer weiterhin bi ; zur Auflösung des Mietvertrages mit dem
Hauseigentümer Mieter der Wohnung mit allen ihm als solchen obliegenden
Rechten und Verpflichtungen geblieben , so konnte daS Vertragsverhältnis
zwischen ihm und dem Uebernehmer der Wohnung nur das einer Untermiete
(8 1098 a de» a. b. G . B .) sein . Insofern - die angefochtene Entscheidung des
weiteren sich auch noch auf die Aussage der bei der Einspruchsverhandlung
vernommenen Zeugen stützt, so ist zwar mangels Aufnahme einer Verhaud-
lungSschrift aus den Akten über den Inhalt der Zeugenaussagen nichts zu
entnehmen , allein der Beschwerdeführer bestreitet nicht , daß sie mit dem
erwähnten Schriftstücke im Einklänge stehen.

Wenn sonach die belangte Behörde auf Grund dieses Tatbestandes von
der Annahme ausgegangen iü , daß der Beschwerdeführer zur Zeit der An¬
forderung der Wohnung tatsächlich die Absicht hatte , diese i» Untermiete zu
geben , und wenn sie infolgedessen gemäß 8 4 , Punst 6 a , die Anforderung
der Wohnung als zulässig erkannte , so konnte darin keine Gesetzwidrigkeit

! erkannt werden.
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8.
Die bloße Abhaltung eines Zechgelages rechtfertigt

eine Wohnnngsanfordernng nicht.
Eine Wvhnunstsanforderiwq wegen Verwendung zu uner¬

laubten Zwecke» ist nur dann gerechtfertigt , wenn solche Zwecke
verwirklicht werden , die durch eine Rechtsnorm verboten sind.
Die bloße Abboltuna eines Zechgelages verstößt gegen keine
Rechtsnorm und rechtfertigt daher eine Wohnungsanforderuna

Verwaltunasgerickitsboserkenntnis vom 3. Februar 1921,
Z . 652/21 . M .Abt . 15 . 2193/21.

Der Verwaltungsgerichtshof bat über Beschwerde der Anna H.
in Wien wider die Entscheidung des Mietamtes VI tl der Stadt Wien
vom 20 . Mai 1920 , Z . 2087 , betreffend eine Wohnnngsanfordernng.
die angefochtene Entscheidung als gesetzlich nicht begründet anfgeboben.

Entscheid » ngs gründe : Mitt -f? der anacfochtene » Entscheidung
wurde der Einsvruch der BesckwerdesMrerm aeoen die Anforderung ihrer
Wobnuna im Kons - in Wien 8 . L.-Gaffe34 », TUr 4 . durch d°S Wohnungsamt
für den 8 . Bezirk verworfen . „ , ^ .

Diese Anforderung war aus dem Reebtsarunde des 8 4 , Absatz 1,
H 6a der Kundmacbuna der niederösterreichiscken Landesreaieruna vom
30 . Juni 1919 . L.-G .-Bl . Nr . 160 , erfolgt , weil die Wohnung zu unerlaubten
Zwecken verwendet worden sei.

Die angefochtene Entscheidung ist aus den näher bezeichnet «« Tatbestand
aestützt . ..daß die Wohnung nach dem 1. Juli 1919 , n Z -cha-lagen verwendet
wurde " , und mit dem Hinweise auf die vom Mobnnnasamte nngefübrte gesetzliche
Bestimmnna sowie damit begründet , daß diese Tatsache nickt bestritten wurde.

Di - Entscheidung des Gerichtshofes stützt fick auf folgende Erwtigungen:
Der Gerichtshof mußte der Beschwerde in dem Punkte beitreten , daß unter
den unerlaubten Zwecken deS 8 4 , Absatz 1 , Punkt 6 - der angefübrten Kund¬
machung , wie er die bereits in seinem Erkenntnisse vom 5 . März 1920,
Z 721 . näher dargelegt bat , nur solche Zweck- zu verstehen find , deren Ver¬
wirklichung durch eine Rechtsnorm  verboten ist.

Diese Auffassung wird durch die Erwägung unterstützt , daß die Anordnung
der Verwirkung des Wobnungsrechtes auch schon infolge der Verletzung einer
Forderung der Sittlichkeit oder der Schicklichkeit in den Räumen einer
Wohnung einen io tiefen Eingriff in das häusliche Leben begründen würde,
daß eine ausdrückliche , unzweifelhafte Bestimmung des Gesetzes gefordert
werden müßte , um die rechtlich - Zulässigkeit eines solchen Eingriffes anzu-

Da nun , wie dies der Gerichtshof gleichfalls in dem angeführten
Erkenntnisse ausgesvrochen hat , die bloße Abhaltung eines Zechgelages gegen
keine Rechtsnorm verstößt , mußte die angefochtene Entscheidung auch ohne
Prüfung der Frage , ob bier ausreichende Grundlagen für eine derartige
Tatbestandsannahme Vorlagen , als gesetzlich nicht begründet , aufgehoben
werden.

S.
Nichtzustellung des Anfordernnqsbefchlnsfes und

»nznlängUche Benützung der Wohnung.
1. Es begründet keinen Versahrensmanflel . wenn der An-

forderungsbeschluß der Partei zwar nicht zngestellt wurde , sie
aber trotzdem rechtzeitig Einspruch dagegen erhoben hat.

2.  Der Sachverhalt , aus welchem die unzulängliche Be¬
nützung der Wohnung abgeleitet wird , muß bei sonstiger
Mangelhaftigkeit des Verfahrens unter Wahrung des Parteien
gehörs festgestellt werden.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnts vom 15 . Jänner 1921,
186/21 , MAbt . 15 . 1484/21.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des
Franz O ., Offizials d. R ., und des Ingenieurs Otto P . in Wien
wider die Entscheidung des Mietamtes für den 7 . Bezirk in Wien
vom 17 . Juni 1920, ' Z . 222 , betreffend eine Wohnnngsanfordernng,
die angefochtene Entscheidung wegen mangelhaften Verfahrens auf¬
gehoben.

Entscheidungsgründe:  Mit Beschluß des Wohnungskommiffärs
für den 7 . Bezirk in Wien vom 6 . März 1920 wurde die im Hause
7 . K.-Gasse 27 , Tür 12 , an Franz O . vermietete Wohnung angesordert . da
festgestellt erscheint , daß die Wohnung unzulässig benützt wird (8 4 , Z . 4,
der Kundmachung der niederösterreichischen Landesregierung vom 30 . Juni 1919 ).
Der vom Sohne des Beschwerdeführers überreichte Einspruch wurde auS den
Gründen des Anforderungsbescheides abgewiesen.

Die Hiergerichts -ingebrachte Beschwerde behauptet -in mangelhaftes
Verfahren , da dem Beschwerdeführer weder der Anforderungsbeschluß zngestellt
wurde , noch er Gelegenheit hatte , bei der Verhandlung zu erscheinen . Di - Fest¬
stellung der angefochtenen Entscheidung , daß der Einspruchsleger gehört worden
wäre , sei aktenwidrig . Die unzulängliche Benützung der Wohnung , welche den
Grund für die Anforderung bilde , sei keineswegs erwiesen worden.

Der Gerichtshof entnahm den Administrativakten , daß der Anforderung ? ,
besckluß vom 6 . März 1920 dem Beickwerdefübrer nickt bekanntgegeben
worden ist. Di -ier Mangel des Verfahrens erlckeint jedock im vorliegenden
Fall - nebensächlich , da gegen den Anforderungsbeschluß rechtzeitig der Ein-
svruch erhoben wurde . Dieser Einsvruch ist rwar von dem Sobne des
Beschwerdeführers erboben worden , allein zweifellos im Voll -nachtsnamen des
Beschwerdeführers . weil im Verbandlunasvrotokolle am 17 . Juni 1920 amtlick
festgestellt wird , daß der Sobn des Einsvruckslegers in Vertretung
seines Vaters  erschienen ist, jedoch die Anforderungsgründe nicht Wider-
legen konnte.

Was den weiters von dem zweiten Beschwerdeführer Otto P . geltend
gemachten Besckwerdepnnkt betrifft , nämlick daß auch er als Untermieter von
der Anforderung der Wohnung nicht verständigt worden sei, lo ergibt sich
diesfalls aus den Akten , daß dem Beschwerdeführer Otto P . Räumlichkeiten
erst nach der Anforderung weiter vermietet wurden , so daß er im Zeitvunkte
der Anforberung nicht als Untermieter erschien. Der Gerichtshof vermochte
daher nicht zu erkennen , daß das Verfahren mit einem wesentlichen Mangel
behaftet sei. Die Anforderung der Wobnung erfolgte nach 8 4 . Z . 1. Punkt 4
der Kundmachung der niederöst -rreichisch -n Landesregierung vom 3" . Juni 1919 :
die Amtsbemerknnq des Verhandlunosvrotokolles über den Emspruch belogt,
daß die AnkordernnaSgründe nicht widerlegt worden sind . Di - eben zitierte
Kundmachung ermächtigt die Gemeinden , unzulänglich benützte Wohnungen,
das sind Wohnungen , die regelmäßig nur durch unverhältnismäßig kurze Zeit
benützt werden , zum Beispiel Sommerwohnungen , Absteigquartiere u . dergl .,
anzufordern.

Da sich aus den Administrativakten ergibt , daß gegen diesen Anforderung ? ,
grund bei der Verhandlung vor dem Mietsenate Einwendungen erhoben
worden sind , ohne daß ersichtlich wäre , in welcher Richtung diele Einwendung ' »
erhoben wurden , und da der Sachverhalt , aus welchem die unzulängliche
Benützung der Wohnung abgeleitet worden ist, nicht unter Wahrung des
Parteiengehörs festgestellt wurde , io mußte die angefochtene Entscheidung
wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben werden.

,0

Ueberzählige WoknrrSume »nd der Begriff einer
einheitlichen Wohnung.

1. Als überzählig können nur Woh »räume  einer ein¬
heitlichen , dem Wohnzwecke eines und desselben Wohnungs¬
inhabers dienenden Wohnung , nicht auch ganze Wohnungen an¬
gefordert werden.

2 . Der Umstand , daß zwei Wohnungen durch eine Türe
untereinander in Verbindung gebracht worden sind , macht sie
noch nicht zu einer einheitlichen Wohnung , wenn beide Wohnungen
von verschiedenen Personen gemietet sind , und jede Wohnung
nur für ihren widmungsgemäßen Zweck verwendet wird.

Verwaltungsaerichtshofcrkenntnis vom 18 . Jänner 1921,
Z . 264 , M Abt . 15 , 1485.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des Rudolf
Wilhelm Freiherrn H . ' von M . in Wien gegen die Entscheidung des
Mietamtes IV der Stadt Wien vom 25 . Mai 1920 , Z . Reg . 150/20,
wegen einer Wohnnngsanfordernng , die angefochtene Entscheidung als
gesetzlich nicht begründet aufgehoben.

Entscheidunasgründe:  Am 81 . März 1920 erstattete der
Gewerbeinspektor Ing . Adolf B . an den Wobnungskommiffär des 4 . Bezirkes
der Stadt Wim die Anzeiae . daß der Beschwerdeführer im Hause Nr . 15,
B .-Gasse . zunächst eine Dr -izimmerwohnnna (Tür Nr . 13 ) besitze, welche als
Bureau benützt werde , und außerdem eine Wohnung Tür Nr . 15 . die lediglich
als Absteigquartier diene , da d-r Beschwerdeführer sich ständig in Graz befinde,
wo er ein Schloß und ein - Villa besitze. Di - Wohnung Nr . 15 betrifft ein im
Alte erliegendes Wohnunqsaufnabmebtatt vom 3. Dezember 1919 , laut besten
sie aus 3 Zimmern , 1 Küche, 1 Vorzimmer und 1 Dienerzimmer samt Zugehör
besteht und von dem Wobnungsinhaber Rudolf H. allein bewobnt wird . Nack
einer vom 12 . April 1920 datierten Randbemcrknna sind di - Wohnungen 15
und 13 , n einer Wohnung vereinigt . Wohiinnq Tür Nr . 15 wird zeitweise
benützt , Tür Nr . l3 seit 1912 als Bureau . Letzterer Umstand erscheint auch
in dem die letztbezeichnete Wohnung betreffenden Aufnahmeblatt vom 3 . De-
zember 1919 bestätigt . . ^ .

Mit dem Bescheide des Wohnungskommiffärs vom 18 . April 1920 wurde
die an Rudolf H . vermietete Wohnung Tür Nr . 15 angeford -rt . da festgestellt
erscheine, daß die Wobnräume der ursprünglichen Wohnung Tür Nr . 15 über-
zählig sind (8 4 , Punkt 5 ). , . .

In dem gegen diese Anforderung ergriffenen Einspruch - wurde seitens
des Beschwerdeführers geltend gemacht , daß er die angesorderte Wohnung seit
Mai 1912 ununterbrochen bewohne und auf ste angewiesen sei ; die mit dieser
Wohnung in offener Verbindung stehende Wohnung Tür Nr . 13 sei seit Mai
1912 von der Firma Brüder H . gemietet und in ihr sei auch die Zentral-
Verwaltung der in den verschiedenen Nationalstaaten gelegenen Unternehmungen
und Realitäten des Beschwerdeführers unt -rgebracht.

Diesem Einsprüche wurde mit der nunmehr angefochtenen Entscheidung
deS Mietamtes vom 15 . Mai 1920 keine Folge gegeben , weil der vom
WohnnngSkommiffär bezogene Anforderungsgrund nicht widerlegt werden
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kannte . Die Wohnungen Tür Nr . 13 und Tür Nr . 15 seien als eine Wohnung
zu betrachten und die Wohnräume der Wohnung Tür Ne . 15 dabcr über¬
zählig.

Ueber die hiegegen hiergerichts eingebrochte Beschwerde hat der Ver-
waltungsgerichtshos nachstehendes erwogen:

Nach der Bestimmung des H 4 , Absatz 1 . Z . 5 der Kundmachung der
niederösterreichischen Landesregierung vom 30 . Juni 1919 , L.- G .- Vl . Nr . 160,
können überzählige Wohnräume in Wohnungen mit mehr als drei Wohn-
räume angesordcrl werden , insoweit , als die Zahl der Wohnräume die Anzahl
der den Hausstand bildenden Bewohner der Wohnung um mehr als einen
Raum übersteigt , und insofern ?, als diese Wohnräume , erforderlichenfalls nach
baulicher Umgestaltung , abgesondert benützbar sind . Gegenstand einer Anforderung
unter diesem Gesichtspunkte bilde » daher nicht ganze Wohnungen , sondern nur
einer einheitlichen — dem Wohnzwecke eines und desselben Wohnungs-
inhabers dienenden — Wohnung angehörende Räume , die nach den in dieser
Kundmachung hinsichtlich der zulässigen Größe einer Wohnung getroffenen
Bestimmungen als überzählig erscheinen . Daraus ergibt sich, daß die Anforderung
aller Wohnräume der Wohnung Nr . 15 die Feststellung zur Voraussetzung
gchabi hätte , daß die beiden nebeneinander liegenden Wohnungen Nr . 15
und 13 vom Bcschwcrdeiührer gemietet und von ihm nicht nur iurch An¬
bringung einer Tür in räumliche Verbindung gebracht , sondern auch zu einer
einheitlichen Wohnung eusgestaltel wurden , von der einzelne Teile als Über¬
zählig adgctrennt weiden konnten , ohne dadurch den Wohnzwcck des Inhabers
innerhalb seiner als berechtigt anerkannten Grenzen zu beeinträchtigen . An
dieser unumgänglichen Voraussetzung der vom Wohnung ?kommiffär aus¬
gesprochenen und vom Mielamte bestätigten Anforderung s. hlt es im vor¬
liegenden Falle , da den in den Administrativakten erliegenden Wohnungs-
ausnahmeblättern nur zu entnehmen ist, daß die aus 3 Zimmern , 1 Küche
und sonstigem Zubehör bestehende Wohnung Nr . 15 von Rudolf H . gemietet
und bewohnt wurde , während die Bestandteile der Wohnuna Nr . 13 (3 Zimmer,
1 Borzimmer , 1 Dienerzimmer , ohne Küche) als von Brüder H . gemietete
Bureauräuine gekennzeichnet erscheinen und nnbestntlenermaßen ausschlttß ' ich
als solche verwendet werden . Der Umstand , daß die beiden Wohnungen durch
eine Türe m unmittelbare Verbindung gebracht worden sind , vermag an sich
die der angefochtenen Entscheidung zugrundeliegende Annahme einer einheit¬
lichen Wohnung nicht zu rechtfertigen.

Da die angefochtene Entscheidung somit von einer unrichtigen Rechls-
anschauung vusgeht , war sie, ohne aus die übrigen Einwendungen der Be¬
schwerde einzugehen , als im Gesetze nicht begründet gemäß Z 7 des Verwallungs-
gerichishofgesetzcs aufzuheben.

RI.
Erteilung des Exequaturs.

Die königlich großbritannische Gesandlschafl hal mitgeleilt , daß der bis¬
herige zweite Beamte des Pemkontrollawles , Herr C . A . Macartney , zum
stellvertretenden britischen Bizrkonsul in Wien bestellt worden ist. Im Sinne
des Erlasses des Bmidesmiuisteriums für Acußeres vom 2 . Mai 1921,
Z . 26834 , ist er in dieser Eigenschaft anerkannt und zur Ausübung seiner
Funktionen zugelasse » worden . (M . Abt . 49 , 2938 .)

Die königlich norwegische Gesandlschafl hat angezeigt , daß der nor¬
wegische Staatsangehörige Christian Runs als Honorarvizekonsul dem königlich
norwegischen Honorargeneralkonsulatr in Wien zugeleill warden ist. Im Sinne
deS Erlasses deS Bundcsministeriums für Aeußeres vom 2 . Mai 1921,
Z . 25389 , ist er in dieser Eigenschaft an « kann ! und zur Ausübung seiner
Funktionen zugelassen worden . (M .Abt . 49 , 2939 .)

Herr Pascual Goicoechea y Diaz ist zum Konsul 1. Klaffe der Republik
Kuba in Wlcn ernannt morden . (M .Abt . 49 , 2786 .)

Herr Manuel Margenat Fernande ; wurde zum Generalkonsul der
argentinischen Republik in Wien mit Amtswirksamkeir für das ganze Gebiet
der Republik Oesterreich ernannt . (M .Abt . 49 , 2567 .)

Der österreichische Bundesangehörige Felix Stiaßny , 1. Stubenring 18,
wurde zum Honorarkonsul der Vereinigten Staaten von Venezuela in Wien
ernannt . Hievon wird im Sinne des Erlasses des Ministeriums für Aeußeres
vom 19 . April 1921 die Mitteilung mit dem Beifügen gemacht , daß Herr
Stiaßny bereits seit 1906 Honorarkonsul von Venezuela in Wien , jedoch bisher
bei der Republik noch n cht beglaubigt war . (M .Abt . 49 , 2827 .)

Der östeircichische Bundcsangehörige Fritz Weiß , 9 . Freiheitsplatz 14,
wurde zum Honorarkonsul der Republik Bolivia in Wien ernannt . Hievon
erfolgt iw Sinne des Erlaßes des Bvndcsministeriums für Aeußeres vom
19 . April 1921 die Verständigung mit dem Beifügen , daß Herr Weiß bisher
als bolivianischer Honorarvizekvnsul in Wien sungiert hat . (M .Abt . 19 , 2834 .)

,2.
Durchfahrt durch die Mühlsarrgerqasse im 11 Bezirke.

Auf Grund der 80 und 114 des Verfassungsgesctzes der
Bundeshauptstadt Wien vom 10 . November 1920 , L.-G .-Bl . Nr . 1,
wird die Durchfahrt von Fuhrwerk durch die Mühisangergasse im
11 . Bezirke , Kaiser -Ebersdorf , in der Richtung von der Schmidgunst-
gasse zur Kaiser -Ebersdorferstraße verboten.

Uebertretungen dieser Kundmachung werden mit Geldstrafen
bis zu 2000 X oder Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.
(M .Abt . 52 , 771 .)

13
Probefahrten von Lastkraftwagen.

Auf Grund der HZ 80 und 114 des Verfassungsgesetzes für
die Bundeshauptstadt Wien vom 10 . November 1920 , 8 -G .-Bl . Nr 1,
wird die Vornahme von Probefahrten von Lastkraftwagen auf der im
19 . Bezirke gelegenen Kahlcnbergerstraße untersagt.

Uebertretungen dieser Kundmachung werden mit Geldstrafen
bis zu 2000 X oder Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.
(M .Abt . 52 , 460 .)

II.
Erhöhung der Verpflegskosteu.

Kinderhospiz in Bad Hall.
Im Kinderbospiz in Bad Hall , O .-Oe ., werden ab I . März 1921 die

Verpflegskosteu für einen Zahlplatz I . Klaffe von 80 X auf 100 X , für einen
Zahlplatz 2. Klaffe von 50 X ans 70 X und lür Länder , Gemeinde » und
Korporationen von 25 X auf 50 X per Kind und Tag erhöht . (M .Abt . 9, 4518 .)

Kinderhospiz in Sulzbach.
Die Verpflegskosteu im Kinderbospiz der Gemeinde Wien in Sulpach

bei Ischl in O .-Oe . werden für die Zahlplätze 1. Klasse von 50 X auf 100 X
und für die Zahlplätze 2 . Klaffe von 30 X auf 60 X Per Kopf und Tag fest¬
gesetzt. (M .Abt . 9 , 1841 .)

Asyl - und Werkhaus.
Der von den Unternehmern des städtischen WerkhauseS an die Verwaltung

dieser Anstalt zu zahlende Zuschlag zu den Arbeitskreisen ab 1. Jänner 1921
wurde von 10 Prozent auf 30 Prozent erhöbt.

Die Verpflegsgebühr im städtischen Asyle wird ab 1 . März 192 ! von
30 X aus 50 X erhöht . (M .Abt . 9, 3289 .)

IS.

Drogistenkonzessionen.
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 1. Bezirk,

A . 425/4.
Das magistratische Bezirksamt für den 1. Bezirk hat der offenen Handels¬

gesellschaft Siegfried Oppenheim  die Verleihung einer Konzession gemäß
8 15 , Punkt 14 der G.-O . mit der Berechtigung zum Verkaufe von Giften
und der zur -arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate , mit
Einschluß der medikamentös imprägnierten Verbandstoffe , insoferne dies nicht
ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, sowie zum Verschleiße künstlicher
Mineralwässer für den Standort in Wien , 1 . Babenbergerstraße I mangels
eines Bedürfnisses der Bevölkerung nach Vermehrung von derartigen Kon¬
zessionen verweigert . Ueber den hiegegen einqebrachlen Rekurs hat der Bürger-

>meistcr als Landeshauptmann mit Entschließung vom 11 . April 1921 die
angestrebte Konzession verliehen , weil gegen diese Verleihung ein im Gesetze
begründetes Hindernis nicht obwaltet . In Ausübung dieses Gewerbes sind die
einschlägigen gesetzlichen Vorschriften genauestens einzuhalten . Diese Konzession
wurde im Gewerberegister unter Register -Z . 4988 eingetragen . Gleichzeitig
wird die Bestellung des Siegfried Oppenheim zum verantwortlichen Geschäfts¬
führer (Stellvertreter ) des vorbezeichncten Unternehmens gewerbebehördlich
genehmigt.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 1 . Bezirk,
Z . 770.

Die Anzeige , daß Dr . Edmund Blau,  seine zuletzt in Wien , 1. Rauhen-
steingaffc 5 betriebene Konzession zum Verkaufe von Gifte » und von zur
arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten , insoferne dies
nicht ausschließlich den Apothekern vorbehaüen ist, am 22 , Dezember 1920
zurückgelegt hat , wird gewerbebehördlich zur Kenntnis genommen.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 5 . Bezirk,
Z . 226/2.

Das magistratische Bezirksamt für den 5 . Bezirk erteilt dem Leopold
Goldberger  gemäß Z l5 . Punk ! 14 der G .-O . die Konzeffion zum
Betriebe des Verkaufes der zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe
und Präparate , soferne dies nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist,
sowie des Verkaufes von künstlichen Mineralwässern im Standorte Wie » ,
5 . Schönbrunnerstraße 36 . Diese Konzeffion wurde im hierämtlichen Gewerbe-
reglfler unter der Z . 3130 eingetragen.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 6 . Bezirk,
Z . 2455.

Das magistratische Bezirksamt für den 6 . Bezirk erteilt dem Karl W e i ß
im Sinne des H 15, Punkt 14 der G .-O . die Konzession sür den Großhandel
mit Giften und mit zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und
Präparaten , insoferne dies nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist,
mit dem Standorte 6 . Mariahilferstraße 95 . Diese Konzession wurde im hier-
ämtlichen Gewerberegister unter der Z . 2451 eingetragen.



Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 9 . Bezirk , !
Z . 2144.

Auf Grund dcS Ansuchens wurde dem Josef Partilla  die Konzessions¬
urkunde für die Darstellung von Giften und für die Zubereitung von zur
arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten , sowie zum Ver¬
kaufe von beiden , sofcrne dies nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten
ist, im Standorte 9 . Severingasse 15 cusgefertigt . Dieses Gewerbe ist im
Gewerberegister unter Reg .-Z . 3321 eingetragen.

1« '
Ausgestaltung der Magistratsabteilungen LS , 32

und 3 L zu Betrieben.
Erlaß des MagtstratSdirektors Dr . Karl Hartl  vom

2 . April 1921 , St .B .A.D . 376:
Der Wiener Gemeinderat hat in der Sitzung vom 18 . März 1921

Pr . Z . 2267 , die Ausgestaltung der Magistratsabteilungen 25 (städtische Bäder
Wäschereien und Werkstätten ), 32 ^Gewinnung und Beschaffung von Baustoffen)
und 34 (Wasserversorgung ) zu Betrieben im Sinne des tz 111 der Verfassung
der Bundeshauptstadt Wien beschlossen und deren Organisationsstatuten ge¬
nehmigt.

Aus den für die einzelnen Betriebe im wesentlichen gleichlautenden
Organisationsstatuten werden folgende Bestimmungen hervorgehoben:

a) Stellung dieser Betriebe.
Diese Betriebe sind dem Gemeinderate , dem Stadtsenate , dem Gemeinde-

ratsnusschuffe V, sowie dem Bürgermeister , dem omtsführenden Stadtrate der
Gruppe V, dem Magistratsdirektor uud dem Stadtbaudirektor untergeordnet.

b) Wirkungsbereich des amtsfllhrenden Stadtrates.
Der amtssührende Stadtrat hat die Geschäftsführung des Betriebes zu

überwachen und ist zu diesem Zwecke über den Gang aller Angelegenheiten zu
unterrichten . All - Berichte an die zur Entscheidung berufenen Organe sind ihm
vorzulegen . Er kann vom Betriebsvorstande jederzeit Auskünfte und Berichte
verlangen und selbst oder durch beauftragte Mitglieder des Gcmeinderats-
ausschusses unter Beiziehung des Vorstandes die Bücher einsehen sowie den
Bestand der Kaffen und Vorräte prüfen . Ihm sind der Vorstand und alle
anderen Angestellten und Arbeiter des Betriebes untergeordnet.

Weiters steht ihm zu:
1. Die Erstattung von Vorschlägen an den Bürgermeister wegen Zuziehung

des Vorstandes des Betriebes oder seines Vertreters zu Beratungen und zur
Berichterstattung im Stadtscnate.

2 . Die Vertretung des Betriebes gegenüber den übrigen Gemeinderats-
ausschüssen.

3 . Die Behandlung von Beschwerden gegen den Vorstand des Betriebes.
4 . Die Betrauung eines Betriebsbeamten mit der Vertretung des Betriebs¬

vorstandes auf kurze Frist.
5 . Die Entsendung von Beamten zur Vertretung des Betriebes bei aus¬

wärtigen Veranstaltungen.
6 . Die Bestellung eines Vertreters in Fällen des Anwaltszwanges.
Der amtsführende Stadtrat ist verpflichtet , in dem im Punkte 4 genannten

Falle seine Verfügung dem Gemeinderatsausschufle V zur Kenntnis zu bringen.
o) Wirkungsbereich des Betriebsvorstandes.
Hinsichtlich des Wirkungsbereiches des Betriebsvorstandes gelten die im

Z 110 des Gesetzes vom 10 . November 1920 , L.-G .-Bl . für Wien Nr . 1, für
den Magistrat festgesetzten Bestimmungen mit der Ausnahme , daß seine
Zuständigkeit gemäß nachfolgender Bestimmungen erweitert wird:

1. Ankauf von Betriebserfordernissen , beziehungsweise von Roh - und
Betriebsstoffen für die laufende Gebarung bis zum Bedarf eines Jahres und
Genehmigung von sonstigen Anschaffungen und Herstellungen mit einem Er¬
fordernisse von höchstens lOO.OOO X , soferne die Ausgaben im genehmigten
Voranschläge bedeckt sind . Der Gcmeindeausschuß V stellt fest, was als Betriebs-
erfvrdcrnis , beziehungsweise als Roh - und Betriebsstoff zu gelten hat.

2 . Besorgung von Leistungen für Private auf Grund der vom Gemeinde-
rate festzusetzenden allgemeinen Bestimmungen.

3. Festsetzung der Bedingungen sür die Durchführung nicht durch allge¬
meine Bestimmungen (Punkt 2) geregelter Leistungen sür Private , wenn sich
die vertragliche Verpflichtung höchstens auf ein Jahr erstreckt.

4 . Veräußerung von Belriebserzeugnissen und Nutzungen , sowie Ge-
luhmigung anderer Veräußerungen von beweglichem Gemeindevermögen , wenn
der Gegenwert deS gesamten zu veräußernden Vermögensbestandteiles höchstens
100 .000 X beträgt.

5 . Abschluß und Auflösung aller in den Rahmen des normalen Geschäfts¬
betriebes fallenden Verträge sowie jener anderen Verträge , bei welchen doS
bedungene Entgelt jährlich höchstens 30 .000 X oder die Dauer dcS Vertrages
höchstens 5 Jahre beträgt.

6 . Abschreibung uneinbringlicher Forderungen bis zu 500 X.
7 . Abschluß von Vergleichen , wenn der Wert des aufgegebenen oder an-

erlannten Ansprüche - höchstens 30 .000 X beträgt ; soferne sich solche Leistungen
auf eine Haftpflicht gründen , bis zu einem Betrage von 10 .000 X.

8 . Erhaltung der Betriebsmittel und laufende Erhaltung der BetriebS-
gebäude , soferne die Ausgaben im genehmigten Voranschläge bedeckt sind.

9 . Auf Grund einer vom Bürgermeister erteilten Ermächtigung die Auf¬
nahme von Angestellten und Arbeitern im Rahmen der jeweils genehmigten
Stände und von vorübergehend beschäftigten Arbeitern nach Bedarf , sowie die
Kündigung und Entlassung von Angestellten , die vom Betriebsvorstande ausge¬
nommen worden sind und von Arbeitern ; ferner die Diensteszuweisungen und
Versetzung innerhalb des Betriebes , alles unter Einhaltung der Dienst¬
ordnungsbestimmungen Unmittelbare Nntragstellung in individuellen Personal-
angclegenheiten mit Ausnahme solcher, die das bloß zugereilte Personale be¬
treffen . In allen wichtigeren Persanalangelegenbeiten (einschließlich der Aus¬
nahme , Kündigung und Entlassung von Angestellten und Arbeitern ) ist das
Einvernehmen mit dem amtsführenden Stadtrate der Personalgruppe , be¬
ziehungsweise dem Magistrats - und Stadtbaudirektor zu Pflegen.

Die genannten drei Magistratsabtcilungen bleiben ungeachtet ihrer Aus¬
gestaltung zu Betrieben , doch als Magistratsabteilungen foitbestehen ; ebenso
tritt hinsichtlich ihrer Agenden eine Aenderung nicht ein.

Die zu den Betrieben gehöriger ^ BckrrebsbuchhalMngen werden unter
Aufcechterhaltung des organischen Zusammenhanges mit dem Rechnungsamte
dem zuständigen Betriebsvorstande unterstellt ; bei Veränderung in der Zu-
t ilung von RechnuugSbeamtcn ist vorher das Einvernehmen mit dem Be-
nübsvorstande zu Pflegen.

Anläßlich dcrAusgesta  ltung der Magistratsabteilung
25 und 32 zu Betrieben ordne ich folgendes an:

Sämtliche Dienststellen einschließlich der städtischen Unternehmungen haben
alle mit privaten Unternehmungen getroffenen Verein¬
barungen  über die W ä s ch e r e i ni g u n g der Magistratsabteilung 25
zur Kenntnis zu bringen , die nach und nach alle ständigen Wäschercinigangen
der Gemeinde zu übernehmen hat . In gleicher Weise sind alle mit
privaten UnternehmungengetroffenenBereinbarungen
über die Lieferung von Baustoffen (auch fertige Fenster und Türen ) -der
MogistratSabteilung 32 zur Kenntnis zu bringen , damit sie Gelegenheit hat,
die von ihr verwalteten und teilweise auch in ihren Werken erzeugten Baustoffe
in erster Linie an städtische Verbrauchsstellen abzugeben.

In Hinkunft  ist vor der Uebertragung einer Wäschereinigung an eine
private Unternehmung , beziehungsweise vor Bestellung von Baustoffen die
Anfrage an die Magistralsabteiluug 25 , beziehungsweise 32 zu stellen , ob
diese nicht die betreffende Arbeit , beziehungsweise Lieferung zu übernehmen in
der Lage ist. Eine gleiche Anfrage ist von dm städtischen Dienststellen (mit
Ausnahme der städtischen Straßenbahnen , Gaswerke , Elektrizitätswerke und
der Lagerdäuser der Stadt Wien ) bei Ausführung kleinerer Bau - und Maschinen-
schlosserarbeitcn in den städtischen Gebäuden und Anstalten an die Magistrats¬
abteilung 25 zu richten.

Behufs Vermeidung einer Verzögerung in der Ausführung der Arbeiten
und Lieferungen ist bei der Bestellung stets das Konto anzugebe », aus das der
Betrieb die hierauf entfallenden Kosten zu verrechnen hat.

Hievon wird zur Kenntnisnahme und Darnachachtunz die Mitteilung
gewacht.

47 .
Heimgefallene Gräber . Verständigung der Parteien.

Auf Grund eines Beschlusses des Gemeinderatsausschusses der
Gruppe 111 vom 9 . Mai 1921 , Aussch . Z . 3, 315 , werden in Zukunft
die Parteien nicht mehr von amtswegen von dem bevorstehenden
Ablauf des Benützungsrechtes einer Grabstelle verständigt . Es ist
daher Sache des Benützungsberechtigten , die durch die Gräberordnung
bestimmte Frist für den Heimfall seiner Grabstelle im Auge zu be¬
halten und für eine rechtzeitige Erneuerung des Benutzungsrechtes
Sorge zu tragen . (M .Abt . 13 , 1822 .)

4 8.
Einbringung der Beerdigungskostenrückstände.

Ter Magistrat wurde ermächtigt , zur Einbringung der Beerdigungs¬
kostenrückstände folgende Vorschriften zu erlassen .*)

-4 . 1. Als B c e r d i g u n g s l o st e n gelten  die durch Landesgesetze
bestimmten Gebühren für die Totenbeschau , die Totenbeschreibung , die Bei-
slcllrmg eines Sarges , die Beförderung einer Leiche aus den Friedhof und die
Beistellung eine - gemeinsamen oder einfachen Grabes einschließlich der Gebühr
sür dessen Oeffnung und das Verkenken der Leiche.

2 . War ein aus Kosten der Gemeinde in einem Wiener Gemeindefried-
hofe beerdigter Verstorbener nach den Bestimmungen des Gesetzes vom 30 . März
1888 , R .- G .-Bl . Nr . 33 , k r a n k e n v er si che r u n g S p f l i ch ti g, so ist an
die zuständige Krankenkaffe das Ersuchen um Bezahlung der Beerdigungs-
kostü! aus dem „ Begrädnisgeld " zu richten . Reicht das Begräbnisgeld nicht
zur Bestreitung der gangen Auslagen der Gemeinde hin , so ist die Linhebung
des Restbetrages jeweis nach den Umständen des vorliegenden Falles im Sinne
der folgenden Bestimmungen zu versuchen.

3. Ist ein Nichtversicherungspflichtiger  in einer öffent-
liehen Krankenanstalt gestorben und wird nicht von privater Seite für seine
Beerdigung gesorgt , so ist der Ersatz der von der Gemeinde für die Beerdigung
des Verstorbenen aufgcwendeten Kosten bei der betreffenden Krankenanstalt
anzusprechen.

*) Ausschußdeschluß 111, 285 vom 14 . April.



4 . Wurden in sonstigen Fällen  von der Gemeinde zur Be¬
erdigung eines Verstorbenen Aufwendungen gemacht , so sind deren Kosten,
wenn ein von privater Seite bezahltes Leichenbegängnis veranstaltet worden
ist, von dem Veranstalter , beziehungsweise der betreffenden Leichenbestattungs¬
unternehmung hereinznbringen.

5 . Sind die Beerdigungskosten nicht in der oben bezeichnten Art ein¬
dringlich zu machen , so find sie beim Verlassenschaftsgerichte anzumelden.

6 . Die Auslagen für die Beerdigung von a) Findlingen , b) doppelt¬
verwaisten , in Privalpflege stehenden Kostlindern , o) Waisenhauszöglingen,
ä ) Kindern unter einem Jahre , «) Stndienleichen , k) Leichen unbekannter
Personen gelten grundsätzlich als uneinbringlich  und sind ab¬
zuschreiben.

» . Die Durchführung  der unter Abschnitt 4 , Punkt 2 bis 4,
angeordneten Verfügungen obliegt den zur Ausstellung der Grabstellenanwei¬
sungen berufenen Konskriptionsamtsabteilungen . Die Anmeldung der Beerdi-
gungskostenrückstände beim Verlassenschaftsgerickte und die Antragflellung auf
Abschreibung dieser Rückstände im Falle der Uneindringlichkeit obliegt der Be-
triebsbuchhaltung für die Friedhöfe . Die Konskriptionsamtsabteilungen werden
deshalb angewiesen , allwöchentlich die Ausweise Uber Beerdigungskoslenrückstände,
die nicht eindringlich gemacht werden konnten , der Betriebsbuchhaltung für die
Friedhöfe zu übermitteln.

v . Die M .Abt . 13 wird beauftragt , an die K r an k e n k a ss e n das
Ersuchen zu richten : 1. Daß die Begrab nisgelder an Hinterbliebenen eines
Versicherten nur unter der Bedingung ausgezahlt werden , daß sich diese durch
Vorweisung der Amtsquittung über die Bezahlung der Beerdigungskosten ans¬
weisen und 2 . daß beim Nichtvorhandensein von Hinterbliebenen das Begräb¬
nisgeld an die Gemeinde Wien bis zu einem Betrage überwiesen wird , der
zur Deckung der Beerdigungskosten hinreicht.

Schließlich wird der Magistrat angewiesen , an das Bundesministerium
für Justiz das Ersuchen zu stelle», es wollen die Verlassenschafts-
ge richte  angewiesen werden , die Nachlaßeffekten eines Verstorbenen an die
Hinterb licbenen nur unter der Bedingung auszusolgen , daß der Gemeinde die
Beerdigungskosten gezahlt und der Nachweis hierüber durch Vorlage der Amts¬
quittung erbracht wird.

I » . Alle früheren Vorschriften über die Einbringlichmachuug von Beerdi-
gungskostenrückständm werden außer Kraft gesetzt, soweit sie mit diesen An¬
ordnungen im Widerspruche stehen.

I».
Anton Tutsch , G m. b. G , Zulassung von Givs-
schlackenftein -, Leichtbeton - und bewehrten Beton¬

platten
In Erledigung des Ansuchens des Anton T u ts ch, G . ui . b. H .,

Wien , 9 . Währingerstraße 6l , um Zulassung von Baumaterialien,
wird die Verwendung dieser Baumaterialien für das Gemeindegebiet
von Wien bei Hochbauten unter folgenden Bedingungen als zulässig
erklärt:

Gipsschlackensteinplatten.
1. Diese Platten werden solange als Baumaterial für Wände in Wien

als zulässig erklärt , als sie den überreichten Musterplalten entsprechen , deren
Größe 33X50 cm beträgt . (Je 6 Stück aus 1 Wantfläche .)

2 . Zur Herstellung der Wände dürfen nur vollkommen trockene Steine
Verwender werden , deren Würselfestigkeir mindestens 6 ÜK/ow ^ bei einem Raum¬
gewicht von 800 Icg/m » betrogen soll . Die einzelnen Steine müssen unter¬
einander und die Wand selbst muß mit den anderen Gebäudereilen durch
dünnflüssigen Gipsmörtel , erforderlichenfalls durch Anwendung anderer Hilss-
mittel gut verbunden werden.

3 . Die aus diesen Platten hcrgcslelltcn Wände dürfen zur Abtrennung
einzelner Bestandteile einer Wohnung oder eines Geschäftes , jedoch nicht zur
Abtrennung verschiedener Wohnungen oder Geschäfte , und zwar nur dann
angewandt werden , wenn diese Wände keiner Belastung ausgesctzt und nicht
höher als ein gewöhnliches Stockwerk ausgesührt werden . Die Wände müssen
bei einer Zimmerliefe von b ' 50 m und normaler Stockwerkshöhe eine Stärke
von mindestens 5 cm besitzen. Bei Wänden von größerer Länge oder Stvck-
werkshöhe hat die Wandstärke mindestens 7 cm zu betragen . Nach Lage der
örtlichen Verhältnisse können auch mit Genehmigung der Baubehörde andere
Wandstärken zur Verwendung kommen.

4 . Die beabsichtigte Ausführung von Wänden aus Schlackensteinen ist
in den Konsensplänen auszuweisen.

5 . Die Aufstellung solcher Wände gehört zu den Befugnissen der kon¬
zessionierten Baugewerbetreibenden.

6 . Die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen aus Grund
praktischer Erfahrmrgcn mit diesem Baumatenal bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachten Mustcrplatten werden im Planarchive des Sladtbau-
amteS aufbewahrt.

8 . Leichtbetonplatten.
1 . Die Platten müssen sechs Wochen nach der Erzeugung eine Würfel-

festigkeil von mindestens 85 Iss/cm ' aufweisen.
2 . Die aus diesen 33X50 em großen Platten erzeugten Wände dürfen

zur Abtrennung einzelner Bestandteile von Wohnungen und Geschäften , jedoch
nicht zur Trennung verschiedener Wohnungen und Geschäfte verwendet werden.

3 . Die Wandstärke ist mit mindestens ö cw und das Raumgewicht der
Wand mit 1200 kx/m ° anzunehmen.

4 . Alle diese Wände sind , soweit sie nicht aus Massivdeckeu ausgestellt
werden , entsprechend zu unterfangen und dürfen keiner Belastung ausgcsetzt
werden.

5 . Die Platten müssen vor dem Transporte und dem Versetzen genügend
erhärtet sein, um den Beanspruchungen während der Vermauerung ohne
Schaden zu leiden , Widerstand leisten zu können . Als Mörtel kann in trockenen
Räumen Gipsmörtel verwendet werden , während bei Wandherstellungen sür
feuchte Räume Wcißkalkmörtel mit mindestens ein Viertel Portlandzementzusay
zu nehmen ist. Für guten Anschluß der Wände an die Gebäudemauern ist
Sorge zu tragen.

6 . Die Aufstellung solcher Wände gehört zu den Befugnissen der kon¬
zessionierten Baugewerbetreibenden und ist in den Konsensplänen auszuweisen.

7 . Die zu verwendende Schlacke muß gut abgelagerte , durchgewaschene
(sogenannte „ gare ") Schlacke sein , um die Gefahr des Auftretens von Zerfall¬
erscheinungen (des „ Treibens ") zu verhüten.

0 . Bewehrte Betonplatten.
1 . Die Würfelsestigkeit der mit 1V mm starkem Draht kreuzförmig be>

wehrten Platten aus Kiesbeton soll nach sechs Wochen mindestens 110 leg/cm?
und dir Stärke der in die Lagerfugen eingelegten Rundeisen mindestens 5 mm
betragen (Plattengröße 33X50 em ). Die Platten sind untereinander mittels
der Drähee und Bundeisen sorgfältigst zu verbinden.

2 . Die aus diesen Platten erzeugten Wände dürfen zur Abtrennung
verschiedener Wohnungen und Geschäfte verwendet werden.

3 . Die Wandstärke ist mit mindestens 7 om und das Raumgewicht der
Wand mit 2300 Lg:/m > anzunehmen.

4 . bis 6 . Wie unter L . (M .Abt . 36 , 4308/19 .)

Verzeichnis der im Bundesgesetzblatte für die
Republik Oesterreich und im Landesgesetzblatte sür
Wien veröffentlichte « Gesetze , Bollzugsauweisnngen,

Verordnungen und Kundmachungen.
Bundesgesetzblatt.

185 . Kundmachung , betreffend den Text des Gesetzes über die Ber-
mögungsabgabe.

186 . Durchführungsbestimmungen zum Gesetze über Vermögensabgabe.
187 . Abänderung des Spielabgabegesetzes.
188 . Kundmachung , betreffend die Einzahlstellen für die Eingänge aus

der Spielabgabc.
13 » . Verordnung , betreffend die Aufhebung einiger Beschränkungen

auf dem Gebiete des Münz - , Geld - und Wertpapierverkchres.
206 . Verordnung über die Verlängerung der Bekenntnisfrist zur Ver¬

mögensabgabe.
201 . Kundmachung über den Beitritt des Königreiches der Serben,

Kroaten und Slowenen zu gewissen internationalen Kollektlvverträge , betreffend
den Schutz des gewerblichen Eigentums.

203 . Verordnung , betreffend die Abänderung der Postordnung.
203 . Verordnung , betreffend die Aufhebung der Bollzugsanweism g

vom 5. Mai 1919.
2G4 . Verordnung über eine Verlängerung von im Pariser UnionS-

oertrag zum Schutze des gewerblichen Eigentums festgesetzten Prioritätsfristen
zugunsten der Angehörigen der Niederlande.

205 . Kundmachung , betreffend die Aufrechterhaltuug gewisser privat¬
rechtlicher Verträge zwischen österreichischen und italienischen Staalsangehöngen.

206 . Verordnung , womit Vergütungen für den Vorspann und die
Einquartierung abgcändert werden.

207 - Verordnung über die Einführung einer Flagge für österreichische
Kauffahrteischiffe.

208 . Kundmachung , betreffend die Konstituierung des Beirates für
die Vertragsversicherung.

208 . Verordnung über die Neuregelung der Ruhegenüssc der Kalku¬
lanlinnen des Postsparkassenamles.

210 . Verordnung über die Bedienung und Wartung von Dampfkesseln
und Dampfmaschinen.

Z . Landesgcsetzblatt für Wien.
27 . Gesetz, womit einige Bestimmungen des Gesetzes, betreffend die Ein¬

hebung einer Gemeindeabgabe vom Wertzuwachse von Liegenschaften , abge-
ändert werden.

28 . Verordnung , betreffend die Festsetzung von Höchstpreisen für den
Kleinhandel außerhalb der Märkte mit Obst , Gemüse , Südfrüchten und
Agrumen.

23 . Verordnung , betreffend die Erhöhung des MaximaltariscS für das
Rauchfangkehrergewerbe.

SO . Gesetz, womit das Gesetz, betreffend die Fremdenzimmerabgabe , ab¬
geändert wird.

31 . Kundmachung , betreffend die Prüfung der Kinematographen-
operateurc.

32 . Gesetz, betreffend die Einhebung einer Abgabe von Kraftwagen.
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